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Die Entmachtung der Politik 
Zur Frage der Überlebensfähigkeit demokratischer Nationalstaaten in einer 

globalisierten Weltwirtschaft 

 

Ein auf hohem Niveau von etwa 50 % des Bruttoinlandsprodukts verharrender Staatsanteil 

als Indikator für den Umfang staatlicher Aktivitäten sowie die ‚Verdünnung’ privater Eigen-

tumsrechte durch Besteuerung, Abgaben und staatliche Regulierungseingriffe bedeuten eine 

Abkehr von der Privatrechtsgesellschaft. Zugleich stellen die ungelösten Probleme der Zu-

kunftssicherung, wie das der sozialen Sicherungssysteme, der zum Teil als mangelhaft bewer-

tete Zustand von Erziehung, Bildung und Ausbildung sowie ein generell kurzer Zeithorizont 

die Problemlösungskompetenz von Staat und demokratisch organisierter Gesellschaft in Fra-

ge. Ausweichstrategien mobiler Faktoren und eine globalisierte Wirtschaft entmonopolisieren 

zudem die nationalstaatliche Politik. Ist damit das Ende des nationalstaatlichen Machtbegriffs 

gekommen? Kann es eine Demokratie ohne Nation geben? Ausgehend von den eher pessimis-

tischen Thesen Guéhennos (1994) argumentiert der Verfasser für eine Wiedererlangung der 

kollektiven Rationalität durch eine Aktivierung der Exit (Abwanderung) – Voice (Wider-

spruch) - Optionen. 

 

1 Versuch einer Symptomatik 

„Ein Gleichgewicht kennzeichnet ... einen Beharrungszustand, in dem Wirtschaftssubjekte 

[allgemein: die Elemente eines Systems, Anmerk. d. Verf.] keine Veranlassung haben, ihr 

Verhalten zu ändern, weil sie sich optimal an die relevanten Daten angepasst haben.“1 Bezieht 

man Erwartungsanpassungen, Anpassungen an geänderte Knappheiten, an technologische 

Neuerungen etc. unter der Bedingung mit ein, dass im Zeitverlauf ein – bei fortwährenden 

Änderungen gegebenenfalls nur hypothetisches – Gleichgewicht erreicht wird, so erfährt der 

                                                 
1  Gablers Wirtschaftslexikon (2004), Stichwort „Gleichgewicht“; ähnlich Woll (2003), S. 159. 
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relativ enge statische Gleichgewichtsbegriff eine dynamische, realitätsnähere Erweiterung. 

Wird zudem die Möglichkeit des institutionellen Wandels mit aufgenommen, so kann dieser 

dynamisch-gesellschaftliche Gleichgewichtsbegriff mit der langfristigen Überlebensfähigkeit 

von Ordnungen im Sinne v. Hayeks gleichgesetzt werden.2 

Zentrale These dieser Ausführungen ist, dass gemäß obiger Sichtweise die langfristige 

Überlebensfähigkeit demokratisch organisierter Nationalstaaten in Frage steht. Statt Prob-

lemlösungskompetenz zu zeigen, dominieren Ignoranz, Problemaufschub, Reformblockaden 

und offene Reformunwilligkeit. Ein langfristig stagnierendes Produktionspotenzial und der 

drohende Kollaps der sozialen Sicherungssysteme zeigen augenscheinlich Beispiele. 

Dabei wird die Überlebensfähigkeit nationalstaatlicher Demokratien gleich an zwei Flan-

ken gefährdet. Zum einen dominieren in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft eine Gegen-

wartspräferenz und ein Handeln auf der Grundlage eines eher kurzen Planungshorizonts, da 

den Entscheidungsträgern in der Regel kurzfristige Erfolgsnachweise abverlangt werden. Die-

se werden zwar durchaus geliefert, bspw. als Zuwachse des Quartalsgewinns, als geringfügige 

Senkung der Krankenkassenbeiträge für ein Jahr oder als internationales Schutzprogramm für 

eine bedrohte Tierart. In der Summe folgen die Einzelhandlungen und separaten Reforman-

sätze jedoch keinem strategischen Gesamtkonzept, sondern lediglich dem taktischen Ziel des 

augenblicklichen Erfolgsausweises. Das Ergebnis besteht in einem sich ‚Durchwursteln’ 

(muddling through). Diese grundlegenden Defekte der Anreiz- und Steuerungsstrukturen ge-

fährden das System von innen heraus. Zum anderen übertreffen ausländische Produzenten 

und Faktoranbieter ihre inländischen Wettbewerber durch absolute Kostenvorteile und aus-

ländische Produktionsstandorte attrahieren zunehmend mobile inländische Produktivkräfte 

durch die Gewährung von Standortvorteilen. Dieses mit dem Begriff der Globalisierung be-

zeichnete Phänomen stellt eine Bedrohung autarker nationaler Politikspielräume, bspw. der 

Sozialpolitik und des Arbeitnehmerschutzes, von außen dar. 

Fazit: Dem demokratisch verfassten Nationalstaat droht die Entmachtung.3 Zur langfristi-

gen Problemlösung ungeeignete institutionelle Arrangements im Innern und vorteilhafte Al-

ternativen der Güterversorgung, der Produktion und der Wertschöpfung im Ausland gelten als 

Symptome, deren Verursachung nachfolgend analysiert wird. 

 

                                                 
2  Vgl. v. Hayek (1967), S. 66-81. 
3  Vgl. Guéhenno (1994), S. 17 ff.; S. 39 ff. u. S. 162. 
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2 Demokratisch legitimierte Enteignungen als Ausdruck staatlicher 

Allmacht 

2.1 Grundlegende Zusammenhänge 

Kennzeichen eines intakten Staates ist sein Machtmonopol im Hobbeschen Sinne. Als ter-

ritorialer Monopolist des Zwangs4 besitzt er bzw. die (legitimierten) Führer die Möglichkeit 

zur Verletzung privater Eigentumsrechte unter selbst geschaffenem Recht (Rechtstaat) oder 

unter Willkür (totalitäre Herrschaft). Dies gestattet die Nutzung des Monopols für eigene Zie-

le der politischen Klasse bzw. für die ihrer Klientel im Sinne einer Einkommens- und Vermö-

gensmehrung. Das gilt sowohl für Monarchien, Militärherrschaften als auch für Demokratien. 

Zwei generelle Probleme verbinden sich mit dem allmächtigen Leviathan allerdings untrenn-

bar. Gemäß der neoklassischen Monopoltheorie wird der Preis des Schutzes und der Befrie-

dung des Gemeinwesens gegenüber wettbewerblicher Alternativen höher und die Qualität der 

Leistungen geringer ausfallen. Darüber hinaus besteht die latente Gefahr, dass eine steuerfi-

nanzierte Schutzagentur die Enteignungen soweit ausdehnt, dass zumindest für Teile der Be-

völkerung der Schutz des Privateigentums konterkariert wird.5 

Die Formen der Enteignung sind vielfältig und ganz unterschiedlich merklich. So ist die 

Besteuerung eine Hauptquelle permanenter Kaufkraftabschöpfung. Gemäß finanzwissen-

schaftlichen(!) Kriterien gilt die Minimierung des Erhebungswiderstands als ein Erfolgsmaß-

stab legalisierten Diebstahls. Entsprechend ist der Quellenabzug bei Arbeits- und Kapitalein-

künften als ein nicht zu übertreffender Erfolg zu werten, denn die Beschneidung der Wert-

schöpfung erfolgt bereits vor dem Einkommensempfang.6 Im Falle der Vermögens-, Erb-

schafts- oder Schenkungssteuer kommt es demgegenüber zur Konfiskation von Teilen des 

Vermögens. Die auch in der aktuellen Reform der Besteuerung gebrauchte Bezeichnung des 

Steuergeschenkes offenbart eine anmaßende Begrifflichkeit, die den Steuerlastträger als er-

duldendes, passives Wesen sieht, welches für die Rückgabe seiner ureigensten Ansprüche 

Dankbarkeit zollt.7 

Eine zweite Form des enteignungsgleichen Eingriffs findet schleichend und fast unmerk-

lich durch eine legalisierte Geldfälschung – modern Inflation – statt. Gerade in Zeiten hoher 

                                                 
4  Vgl. Hoppe (2003), S. 68; S. 119 u. S. 223. 
5  Vgl. ähnlich Hoppe (2003), S. 426. Die Praxis sozialistischer Staaten, aber auch der Fall Yukos im post-

kommunistischen Russland geben Beispiele. 
6  Kritisch hierzu vgl. Prosi (1993), S. 18, der die Rolle der Arbeitgeber und Banken als private Steuerein-

treiber als ‚Überbleibsel absolutistischer Staatsformen’ bewertet. 
7  Auch der Begriff der Steueroase, die es auszutrocknen gilt, verkehrt die eigentliche Sinngebung in ihr 

Gegenteil, denn wer wollte wirklich nach Wüste streben? 
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Staatverschuldung dürfte dieses Instrument der Entschuldung zulasten der Gläubiger an Be-

deutung gewinnen, um verlorene haushaltspolitische Handlungsspielräume wieder zu gewin-

nen. Schließlich stellen drittens Regulierungseingriffe in die privatautonome Vertragsgestal-

tung, bspw. durch Preiskontrollen, Qualitätsvorgaben, Genehmigungen etc. eine Einschrän-

kung des Privateigentums dar, die einer Entwertung gleichkommt, wobei das Klientel der 

Nutznießer nur teilweise klar erkennbar ist.8 

Gemeinsam ist allen drei Formen der Enteignung das institutionalisierte und kontinuierli-

che Vorgehen, das sie von privaten Eigentumsverletzungen grundlegend unterscheidet.9 So-

weit die Eingriffe rechtstaatlich auf einer Gesetzesgrundlage beruhen, können die Bürger al-

lenfalls bei Rechtsverstößen die Gerichte mit Aussicht auf Erfolg anrufen. 

Unter der derzeit dominierenden demokratischen Regierungsform treffen die Enteig-

nungseingriffe auf besondere Bedingungen, indem ihre Legitimation durch Mehrheitsent-

scheide erfolgt.10 Die nach Wiederwahl und Einfluss strebenden politischen Akteure versu-

chen durch das Versprechen von Wahlgeschenken zulasten Dritter, Mehrheiten zu erringen. 

Soweit die so belasteten Minderheiten dieser Besteuerung nicht ausweichen können, unterlie-

gen sie der Ausbeutung durch die Mehrheit.11 Da ‚die Mehrheit’ generell keine homogene 

Gruppe darstellt, wird die die Mehrheit beschaffende Wählerschicht besonders bedeutsam. 

Mit einer entsprechend ausgerichteten Klientelpolitik versuchen die Parteien deshalb außer-

dem, den Medianwähler für sich zu gewinnen – mit dem Nebeneffekt sich nur punktuell un-

terscheidender Volksparteien.12 Die Besonderheit dieser Medianposition macht den ‚Kauf’ 

entsprechender Wählerstimmen ausgesprochen teuer – dies zeigt bspw. der ausgeprägte Ein-

fluss liberaler bzw. grüner Interessen bei entsprechenden Regierungsbildungen. 

Zwei wesentliche Merkmale kennzeichnen die durch diese Strukturen geförderten Gefäl-

ligkeitsdemokratien moderner Wohlfahrtsstaaten. Zum einen ist dem Privateigentum sein We-

sensmerkmal, das Ausschlussrecht, weitgehend entzogen worden.13 Einher gehen weitrei-

                                                 
8  So sichert der gesetzliche Kündigungsschutz lediglich die Beschäftigung der Arbeitsplatzinhaber, ver-

schlechtert jedoch die Chancen Arbeitsloser auf eine Einstellung und entwertet deren Humankapital. 
9  Vgl. Hoppe (2003), S. 125 f. 
10  Vgl. Prosi (1991), S. 114 ff. 
11  Tocqueville (1985) [1840], S. 147-149 umschriebt seine Kritik an der Demokratie mit der unumschränk-

ten Herrschaft der Mehrheit, „denn in der Demokratie kann sich außerhalb der Mehrheit nichts behaup-
ten.“ 

12  Eine so genannte feindliche Übernahme mit völliger Neuausrichtung der Programmziele, so wie es beim 
Eigentumswechsel von Unternehmen möglich wird, scheidet praktisch aus. Von daher dürfte der dem ö-
konomischen Wettbewerb entlehnte dynamisch-innovative Schumpeter Politiker, der zur rechten Zeit am 
rechten Ort mit innovativem Programm breite Mehrheiten erreicht, die Ausnahme darstellen. Eine entge-
gengesetzte Position vertritt Straubhaar (2004). 

13  Siehe auch Hoppe (2003), S. 393 f. 
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chende Umverteilungen, die sich in einer Staatsquote nahe 50 % widerspiegeln.14 Hierbei 

versucht jeder einzelne mit legalen und illegalen Mitteln die Position eines Nettogewinners zu 

erlangen, wobei Umverteilungen zwischen Reich - Arm, Arm - Reich, Reich - Reich und Arm 

- Arm stattfinden. Die Nettoposition durch Besteuerungen, speziellen Steuerentlastungen, 

Sozialtransfers, dem be- und entlasteten, teilweise auch kostenlosen Bezug von Gütern sowie 

deren Regulierungsgeflecht von Schutzvorschriften, Mindestnormen, Genehmigungen etc. 

lässt sich selbst für Experten kaum mehr ermitteln. 

Augenscheinlich wird die Allgegenwärtigkeit des demokratischen Rechtsstaates durch ei-

ne zunehmende Verdrängung des Privatrechts durch öffentliches Recht. Während das öffent-

liche Recht in einer individualistischen Rechtsordnung lediglich nur den das privatautonome 

Handeln und das Privateigentum schützenden Rahmen darstellt, ist „für eine soziale Rechts-

ordnung .. umgekehrt das Privatrecht nur ein vorläufig ausgesparter und sich immer verklei-

nernder Spielraum für die Privatinitiative innerhalb des umfassenden öffentlichen Rechts.“15 

In gleichem Zusammenhang hat der Einfluss der Zivilgesellschaft abgenommen. Die staatli-

che Übernahme ehemals privater Aufgaben haben die Rolle der Familie zurückgedrängt, ohne 

dass allerdings die letzte Verantwortung mit übernommen wurde. Die Kindererziehung und 

die Pflege hochbetagter Familienangehöriger geben Beispiele. 

Als weiteres Merkmal werden demokratisch legitimierten Führern lediglich funktionale 

Privilegien zugewiesen. Bedingt durch die zeitliche Befristung ihres Amtes sind sie Problem-

löser und Treuhänder auf Zeit.16 Ihr Zeithorizont ist stark verkürzt und auf das Ende ihrer 

Amtszeit gerichtet, gegebenenfalls mit der Option auf Wiederwahl. Ihr Erfolgsausweis ist 

somit auf die kurze Frist fixiert. Nicht die langfristige Vermögensvermehrung im Sinne einer 

Kapitalwertmaximierung steht als Ziel, sondern die Maximierung des laufenden Einkommens 

und des Nießbrauchs des Vermögens auf Zeit. Dies gilt nicht nur für die politischen Führer 

und die bürokratischen Funktionsträger, sondern zunehmend auch für die zeitlich befristet 

bestellten ökonomischen Führer von Kapitalgesellschaften. Unterstellt man im Vergleich zu 

Erbmonarchien als Vorteil demokratischer Strukturen eine gewisse positive Intelligenzauslese 

der politischen Führer, so werden ein langfristiger Ruin bzw. teure Reparaturmaßnahmen ver-

fehlter Politiken ganz offensichtlich in das Kalkül der Herrschaftsklasse mit in Kauf genom-

men. Eine mangelnde langfristige Problemlösungskompetenz durch verfehlte Anreizstruktu-

                                                 
14  Vgl. Institut der deutschen Wirtschaft (2004), Tab. 7.3. Für die Bundesrepublik betragen die Staatsausga-

ben in Prozent des Bruttoinlandproduktes (BIP) 48,9 % (2003). Ähnlich hohe Staatsquoten – mit der Aus-
nahme von Irland sowie den USA haben alle westlichen Demokratien. Vgl. ebenda, Tab. 12.8. 

15  Radbruch (1957), S. 40. 
16  Vgl. auch Guéhenno (1994), S. 48 f. 
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ren geht in diesem System somit einher mit einer fragwürdigen moralischen Integrität ihrer 

Führer. 

Die Gegenwartspräferenz und ein verkürzter Zeithorizont spiegeln sich zugleich im Ver-

halten der gesamten Bevölkerung wider.17 So vermindern Eingriffe in das Privateigentum ten-

denziell die Sparquote und eine mangelnde Kalkulierbarkeit der demokratischen Gesetzge-

bung erhöht die Unsicherheit. Die Konsumneigung sowie ein Anstieg der Realzinsen sind 

Indiz für einen Anstieg der Zeitpräferenzrate und eine kurzfristige Orientierung. Gute Kalku-

lation und Weitblick nehmen ab. Darüber hinaus untergräbt der schnelle Rechtswandel den 

Respekt vor dem Gesetz, da eine feste Definition von Kriminalität fehlt. Auch bislang nur 

potenzielle Opfer von Eigentumsverletzungen können sich langfristig ihres Vermögens nicht 

sicher sein und werden einen sicheren Nutzen heute einer unsicheren Verfügung später vor-

ziehen. Als Konsequenz ergeben sich eine Kapitalknappheit, Innovationen scheitern am ge-

ringen Angebot von Risikokapital und stagnierende Wachstumsraten machen Umverteilungs-

konflikte besonders hart und schmerzvoll. Die Tragödie der Allmende18 gipfelt in einem lang-

samen, sich zunehmend beschleunigenden Zerfall des demokratischen Gesellschaftssystems. 

 

2.2 Indikatoren und Konkretisierungen einer Gegenwartspräferenz 

Ohne an dieser Stelle den Anspruch eines wissenschaftlichen Beleges einer ausgeprägten 

Gegenwartspräferenz in demokratischen Gesellschaften erheben zu wollen, unterstützen 

nachfolgend angeführte Indikatoren diese These für die Bundesrepublik in den letzten 35 Jah-

ren.19 So sank die Sparquote privater Haushalte von 13,7 % (1970) auf 10,4 % (2003).20 Im 

gleichen Zeitraum sank die Quote der Bruttoinvestitionen von 27,9 % auf 17,9 %. Unter Be-

rücksichtigung der Abschreibungen fiel die Nettoinvestitionsquote von 16,0 % auf 2,7 %. Ins-

besondere bei den vorrangig vom Staat übernommenen Aufgaben der Infrastrukturfinanzie-

rung zeigt sich ein über Jahre aufgestauter Investitionsbedarf, so bspw. im Straßenbau, im 

Hochschul- und Bildungswesen sowie im Krankenhauswesen. Es verwundert deshalb kaum, 

dass die Bundesbank für das Jahr 2003 im gesamten Staatssektor eine Desinvestition in Höhe 

                                                 
17  Vgl. Hoppe (2003), S. 95 f. 
18  Vgl. Hardin (1968), der als Mikrobiologe und Umweltschutzexperte den Zerfallsprozess des Gemeinei-

gentums als „Tragedy of the commons“ bezeichnet. 
19  Vgl. auch Hoppe (2003), S. 148 ff., der die historische Entwicklung steigender Realzinsen und zuneh-

mender Schwerkriminalität aufzeigt. Ausdrücklich sei darauf hingewiesen, dass eine optimale Zeitpräfe-
renzrate, die sich in entsprechenden Zinssätzen für Kapitalmarktanlagen, einer optimalen Sparquote und 
optimalen Wachstumsraten widerspiegelt, allenfalls theoretisch unter sehr restriktiven Modellprämissen 
entwickeln lässt. Von daher sind die nachfolgenden Ausführungen als Tendenzaussagen zu verstehen. 

20  Alle Angaben, soweit nicht anders vermerkt, sind dem Institut der deutschen Wirtschaft (1982) und 
(2004) entnommen und beziehen sich auf die genannten Jahre. Teilweise eigene Berechnungen. 
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3,2 Mrd. € errechnet hat.21 Demgegenüber stieg die Sozialleistungsquote als Anteil der Sozi-

alausgaben am BIP mit der Errichtung des so genannten Wohlfahrtsstaates von 21,1 % (1950) 

über 25,1 % (1970) bis auf 32,1 % (2001). Zugleich werden privater und öffentlicher Kredit, 

wenngleich im letzteren Fall verfassungsrechtlich bedenklich, zunehmend für konsumtive 

Zwecke verwendet.22 Hierbei ist zu beachten, dass die implizite Verschuldung der Sozialsys-

teme durch Zahlungsversprechen für die Zukunft (Renten-, Pflegeversicherung) etwa doppelt 

so groß ist wie die öffentlich ausgewiesene Staatsschuld in Höhe von 61,9 % des BIP (2003). 

Wer würde da meinen, ein Nachdenken über Enteignungsmaßnahmen im großen Stil zum 

Wiedererhalt der politischen und ökonomischen Handlungsfähigkeit liege fern? 

Neben diesen einer Quantifizierung zugänglichen Indikatoren unterstützen darüber hinaus 

eine Reihe von qualitativen Indizien die These vom Anstieg der Gegenwartsorientierung. So 

sprechen Anzeichen einer zunehmenden Rücksichtslosigkeit, eines aggressiven Verhaltens in 

der Gesellschaft und zwischen Staaten sowie der Verlust von Vertrauen für eine hohe Zeitprä-

ferenzrate. Auch hier werden ,Investitionen’ in friedliche Konfliktlösungen und in den lang-

wierigen Aufbau von Reputationen zugunsten einer raschen ,Ernte’ hintan gestellt. Ganz of-

fensichtlich scheint auch der Anstieg der Alltagskriminialität wie Diebstahl, Betrug und Raub 

in dieses Schema zu passen. Der Ertrag jetzt wird aufgrund einer hohen Diskontrate gegen-

über einer zudem nicht sicheren Bestrafung später vorgezogen.23 

Die recht erfolgreiche ,Geiz-ist-geil’- Marketingstrategie kann als weiteres Beispiel ge-

nommen werden. Hier wird eine als egoistisch, unfreundlich-abstoßend bewertete Eigenschaft 

gesellschaftsfähig, mit der nach preiswerten Kaufgelegenheiten (jetzt) bei zumeist minderer 

Qualität (später) gestrebt wird.24 Eine hohe Gegenwartspräferenz kann auch bei dem Wahl-

verhalten hinsichtlich sportlicher Freizeitaktivitäten beobachtet werden. So erfahren so ge-

nannte Fit & Fun-Aktivitäten einen hohen Zulauf, die durch schnelle Erfolge trotz unregelmä-

ßiger Teilnahme gekennzeichnet sind. Demgegenüber nimmt die relative Bedeutung von Dis-

ziplinen ab, die erst bei langfristigem, kontinuierlichen Training Fortschritte erkennen lassen, 

wie es bspw. in der Leichtathletik, dem Turnen und bei vielen Mannschaftssportarten der Fall 

ist. 

                                                 
21  Angaben nach Baethge und Hortskötter (2004), S. 17. Wenngleich gemäß der Konvention der volkswirt-

schaftlichen Gesamtrechnung keine staatlichen Abschreibungen erfasst werden, so kann der tatsächlich 
stattfindende Vermögensverzehr sehr wohl geschätzt werden. Vgl. auch Statistisches Bundesamt (2004), 
Tab. 23.11 und 23.20. 

22  Vgl. Riedel (2004). 
23  Bereits bei legal erhältlichen Konsumentenkrediten liegen die Zinssätze zwischen 15-18 % p.a. 
24  Der Blick auf einen niedrigen Preis versperrt häufig die späte Erkenntnis, dass der scheinbar preiswerte 

Kauf aufgrund einer fragwürdigen Qualität doch nicht so günstig war, wie zunächst gedacht. 
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Ein Beispiel sprachlicher Schizophrenie bietet der Begriff der Nachhaltigkeit. So dürfte 

mit dem Rentenversicherungs-Nachhaltigkeitsgesetz (2004) zwar der tiefwurzelnde Wunsch 

verbunden sein, mit der Reform einen langfristig haltbaren Beitrag zur Stabilität der Renten-

versicherung liefern zu wollen. Das nach über 20 Jahren der Problemverdrängung offizielle 

Eingeständnis dieser Notwendigkeit dürfte jedoch im Gegensatz zur Wirkungsprognose dieser 

Gesetzesänderung stehen. Ein Fortschritt gegenüber der bisher propagierten Gegenwartorien-

tierung ist diese Sprachverwirrung jedoch allemal, zeigt sie doch die Unfähigkeit der demo-

kratischen Regierungsform, in einem ganz wichtigen Projekt der Zukunftssicherung ein ange-

strebtes Ziel erreichen zu können. 

 

3 Ausweichstrategien mobiler Faktoren und Versuche ihrer Behinde-

rung 

Als ausbeutungsresistent erweisen sich die besteuerungsmobilen Faktoren.25 Dies betrifft 

zum einen den legalen Entzug des steuerlichen Zugriffs durch räumliche Mobilität, hier ins-

besondere durch ausländische Direktinvestitionen und die Verlagerung des Unternehmenssit-

zes.26 Während die ,Flüchtigkeit’ des Kapitals gerade in der deutschen Standortdiskussion 

deutlich und auch als Druckmittel gegenüber Staat und Arbeitnehmerschaft eingesetzt wird, 

bildet der Faktor Arbeit im Regelfall das standort-immobile Pendant.27 Zum zweiten verhin-

dern legale Strategien der Steuervermeidung die Belastung. Neben der Nutzung der vom Fis-

kus durchaus beabsichtigten Steuervergünstigungen existieren gerade bei komplexen Steuer-

gesetzen und deren richterlichen Interpretation mehr oder weniger umfangreiche so genannter 

Schlupflöcher. Allerdings bedarf der Findungsgeist zumeist professioneller Beratung, eine 

gewisse ,intellektuelle Mobilität’ oder aber eine entsprechende Sozialisation durch Nachah-

mung. Zu den Vermeidungsstrategien zählt auch die Freizeitmigration, weshalb Finanzwis-

senschaftler bereits eine Freizeitsteuer vorgeschlagen haben.28 Werden in der Freizeit gar Tä-

tigkeiten der Selbstversorgung und des Do-it-yourself erledigt, fallen in Höhe der Wertschöp-

fung zudem weder Einkommen- noch Mehrwertsteuer an. Zum dritten finden sich zahlreiche 

                                                 
25  Als besteuerungsmobil gelten Faktoren, die entweder selbst räumlich mobil sind (Erwerbstätige), deren 

Einkommensquellen zumindest teilweise ortsveränderlich gestaltet werden können oder Bürger, die sich 
der Besteuerung auf andere legale und illegale Weise entziehen können. 

26  Bereits die Internationalisierung der Konzerne wird zur Verschleierung der Gewinnentstehung und über 
Verrechnungspreise zur Verlagerung an steuergünstige Orte genutzt. 

27  Ausnahmen bilden Selbständige, die als Sportler und Künstler Spitzeneinkommen beziehen und ihren 
Wohnsitz ins steuergünstige Ausland verlagern. 

28  Ökonomisch verbilligen die Abgaben auf Arbeitseinkommen die Freizeit, so dass sich die optimale Zeital-
lokation zugunsten der Freizeit verschiebt. Der Vorschlag einer Freizeitsteuer entspricht einer Besteue-
rung des Leistungspotenzials, einer Vermögenssteuer auf Humankapital. Vgl. auch Meyer (2001), S. 344. 
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Formen der illegalen Steuermobilität (Steuerhinterziehung). Hierzu rechnen die Schwarzar-

beit, die illegale Beschäftigung sowie die Verlagerung von Wertpapierdepots in Länder mit 

niedriger Belastung. 

Bei indirekten Steuern (Mehrwertsteuer, spezielle Verbrauchssteuern) ist die Besonderheit 

der Steuerüberwälzung zu beachten, die in Abhängigkeit der Preiselastizität des Angebots und 

der Nachfrage zu einer Teilung der Steuerlast zwischen Käufern und Verkäufern führt.29 Eine 

Steuervermeidung durch Importe, Internethandel oder Ohne-Rechnung-Geschäfte wird des-

halb einen für beide Seiten vorteilhaften Gewinn an Kaufkraft bewirken, was entsprechende 

Anreize fördert. 

Während die aufgezeigten Ausweichstrategien das Ziel haben, der staatlichen Abgabenlast 

zu entgehen, um eine Position ,vor Steuern’ zu erhalten, beruht der Umsatzsteuerbetrug durch 

Scheinfirmen und so genannte Karusselgeschäfte auf einem Trittbrettfahrer-Verhalten Krimi-

neller. Bedingt durch das Erhebungsverfahren kann durch Betrug die Vorsteuer mehrfach 

vom Fiskus zurückgefordert werden. Ein Großteil der bei dieser Steuerart geschätzten Hinter-

ziehungsquote von etwa 10 %, entsprechend 16,3 Mrd. €, soll auf diesen Geschäften beru-

hen.30 

Der gesamte Umfang der durch die oben gezeigten Wege der Steuervermeidung dem Fis-

kus jährlich entgehenden Einnahmen ist nur schwer zu schätzen, doch dürfte er zwischen 15-

30 % der eingenommenen Steuern betragen, also bei einem Betrag zwischen 66-132 Mrd. € 

(2003) liegen.31 Die Reaktionen des Staates sind dreifach. Zum einen werden die Erfassungs- 

und Erhebungsmethoden vervollkommnet. Beispiele sind die Einführung des Quellensteuer-

abzugs für Kapitalerträge, die Bauabzugssteuer und andere Modifikationen der Umsatzsteuer-

erhebung. Die hiermit verbundenen Bürokratiekosten werden auf den Steuerzahler oder Dritte 

(Banken) abgewälzt. 

Eine weitere Reaktion des Fiskus besteht in einer Erhöhung des Kontrolldrucks sowie in 

verschärften Sanktionen. Hierzu rechnen ein verbesserter Zugang zu steuerrelevanten Vor-

gängen bei Betriebsprüfungen durch entsprechende Prüfungssoftware, die Einführung von 

Sozialversicherungsausweisen im Bauhandwerk sowie eine Aufweichung des Bankgeheim-

                                                 
29  Je preiselastischer die Nachfrage im Verhältnis zum Angebot reagiert, desto geringer wird die effektive 

Steuerbelastung für die Käufer ausfallen. Vgl. hierzu Pindyck und Rubinfeld (2003), S. 446 ff. Generell 
ist eine Steuerüberwälzung auch bei direkten Steuern wirksam, aufgrund individuell verschiedener Steuer-
sätze jedoch nur schwer fassbar. 

30  Zur näheren Erläuterung vgl. Neuer Rekord beim Umsatzsteuerbetrug, in: Handelsblatt v. 9.11.2004. 
31  Den größten Anteil dürften die Schattenwirtschaft im Umfang von über 15 % des BIP sowie die Steuern 

und Abgaben induzierten Do-it-yourself-Tätigkeiten ausmachen. Vgl. hierzu ausführlich Schneider 
(2004). 
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nisses durch erweiterte Möglichkeiten der Datenabfrage. Zwar sind Freiheitsstrafen im Rah-

men von  Steuerstraftatbeständen immer noch die Ausnahme, doch erreichen die Nachzahlun-

gen aus hinterzogenen Steuern, den Hinterziehungszinsen in Höhe von 6 % p.a. (§ 238 AO) 

sowie die Steuerstrafe mitunter den Umfang des nicht deklarierten Einkommens.32 

Sodann wird der Exit-Mechanismus durch eine Verteuerung der Abwanderung behin-

dert.33 Die Bildung supranationaler Harmonisierungskartelle34 geht einher mit Tendenzen 

einer Zentralisierung. Der Monopolgrad staatlicher Macht wird gesteigert, ein Voting by feet 

wird gestoppt. Die bislang bestreitbaren Staatsmonopole koordinieren ihre Politiken, beseiti-

gen Alternativen und die Entdeckung von Fehlern wird erschwert. Das System erstarrt. Un-

wirtschaftlichkeiten und Maßnahmen zur Umverteilung lassen sich scheinbar sanktionslos 

durch eine Erhöhung der Enteignungsrate durchsetzen. Die politische Integration durch Zent-

ralisierung ersetzt eine Marktintegration durch Wettbewerb. Die Bildung einer Europäischen 

Wirtschafts- und Währungsunion mit gemeinsamer Währung kann unter diesem Blickwinkel 

gesehen werden. Sie bedingt eine koordinierte Wirtschafts-, Fiskal- und Sozialpolitik. Die 

Einigung auf die Grundsätze einer Mindestbesteuerung sowie Kontrollmitteilungen sollen die 

Steuerflucht erschweren und eine steuerinduzierte Abwanderung von Unternehmen zumindest 

zwischen den Mitgliedstaaten unattraktiv machen.35 Die Harmonisierung der nationalen 

Rechtssysteme durch EU-Richtlinien senkt nicht nur die Transaktionskosten, sie verhindert 

zugleich die Entdeckung von überlegenen institutionellen Arrangements.36 

Ob die Irak-Kriege als ein Beispiel für die Fortsetzung demokratisch legitimierter Enteig-

nungspolitik auf exterritorialem Boden zur Sicherung günstiger Rohstoffversorgungen zu in-

terpretieren sind, wird die Geschichte zeigen.37 

 

                                                 
32  Fiskalisch-ökonomisch macht die Verhängung einer Freiheitsstrafe wenig Sinn, da diese die zukünftige 

Möglichkeit der Wertschöpfung und der Besteuerung einschränkt oder ganz unmöglich macht. 
33  Vgl. Hoppe (2003), S. 80 f. sowie S. 232. 
34  Vgl. Prosi (1991), S. 114 ff. 
35  Unter der Voraussetzung der Äquivalenz zwischen der Unternehmensbesteuerung und dem Angebot an 

öffentlichen Gütern sowie anderen staatlich geschaffenen Standortfaktoren wären international abge-
stimmte Verhaltensweisen gegen eine Gewinnverlagerung zwischen verbundenen Unternehmen durchaus 
wünschenswert, um einem Free rider-Verhalten entgegenzuwirken. 

36  Vgl. Schäfer (1999), kritisch hingegen Apolte (2001). 
37  Gemäß Hoppe (2003), S. 80-117 deuten rückläufige und stagnierende Wachstumsraten die Grenzen der 

Umverteilung an. Eine aggressive Expansion nach außen wird als Konsequenz gesehen, um weitere Um-
verteilungspotenziale zu erschließen. So zählt bspw. auch der deutsche Verteidigungsminister im Rahmen 
der geplanten EU-Kampftruppen den „Schutz der Energie- und Rohstoffversorgung“ zu den europäischen 
Interessen. Aussagen von Peter Struck auf dem 15. Forum Bundeswehr & Gesellschaft der Welt am Sonn-
tag, http://bmvg.de/archiv/reden/minister/041109_forum_welt_as.php (17.11.2004). 
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4 Anzeichen des Zerfalls nationalstaatlicher Macht 

Der Abgabenentzug durch die steuermobilen Faktoren erfordert eine Verlagerung des 

Aufkommens auf die immobilen Faktoren, sprich auf die Besteuerung der abhängig Beschäf-

tigten sowie eine Erhöhung der Verbrauchsteuern. Die einhergehende Öffnung der Steuer-

schere stößt jedoch ab einem gewissen Grad an die Grenzen der Akzeptanz der Belasteten.38 

Zugleich überschreitet die jährliche Neuverschuldung (ex post) die verfassungsrechtlichen 

Grenzen, die Zinslasten von über 10 % der gesamten Staatsausgaben39 nehmen die politische 

Handlungsfähigkeit und Vermögensverkäufe scheinen einmalig als letzter Ausweg. Der Weg-

fall jeglicher Marktzutrittsschranken für Politiker hinsichtlich eines Nachweises ihrer Prob-

lemlösungsfähigkeit, die programmatische Medianposition sowie ein Fraktionszwang machen 

eine Durchsetzung innovativer Außenseiterpositionen, wie sie angesichts des Staus gravieren-

der Zukunftsprobleme eigentlich notwendig wäre, fast unmöglich. Angesichts dieser Kompe-

tenzmängel erfährt der Staat einen Verlust an Autorität und Macht gegenüber seinen Bürgern. 

Da die Enteignung Opfer erzeugt und Opfer in der Regel mit dem Aggressor40 nicht ko-

operieren, kommt es zum friedlichen Entzug der Zustimmung, zum passiven Widerstand und 

zur Nichtkooperation breiter Bevölkerungskreise.41 Neben dem oben beschriebenen Entzug 

des Eigentums vor Verletzungen und damit der ökonomischen Basis staatlicher Macht, neh-

men das Interesse am politischen Leben sowie die Beteiligung an Wahlen ab.42 Demgegen-

über gewinnen Formen der außerparlamentarischen Opposition wie Bürgerinitiativen und 

Volksentscheide als Ausdruck einer neuen Bürgersouveränität an Bedeutung. Sodann führen 

Einschränkungen bei dem kostenlosen Bezug von Kollektivleistungen (Gesundheitsgüter, 

Bildung) sowie eine abnehmende Qualität staatlicher Dienstleistungen (Verkehrswege, kom-

munale Daseinsvorsorge) hin zu einer privaten, marktwirtschaftlich organisierten Bereitstel-

lung abseits des Staates. 

                                                 
38  Siehe auch Guéhenno (1994), S. 28 ff. 
39  Vgl. Institut der deutschen Wirtschaft (2004), Tab. 7.4. 
40  Zwar erscheinen staatliche Eigentumsverletzungen bei demokratischer Legitimation weniger anstößig, 

bösartig und unterdrückend als bspw. unter einer Willkürherrschaft. Von daher dürften auch die Reaktio-
nen eher friedlicher Natur sein. 

41  Vgl. Hoppe (2003), S. 194. Das Instrument der Steueramnestie kann in diesem Zusammenhang als eine 
staatliche Kapitulation gedeutet werden. Die geringe Wahrnehmung trotz an sich relativ günstiger Kondi-
tionen in Deutschland zeigt die wenig ausgeprägte Kooperationsbereitschaft trotz offensichtlicher Straffäl-
ligkeit vieler Bürger. 

42  So sank die Wahlbeteiligung bei den Wahlen zum Deutschen Bundestag von durchschnittlich 88,2 im 
Zeitraum 1965-87 auf 79,2 % zwischen 1990-2002. Bei den letzten Landtagswahlen schwankte die Betei-
ligung je nach Bundesland zwischen 53,8-70,6 %. Ein gravierender Einbruch ist bei den Wahlen zum EU-
Parlament zu verzeichnen, bei der die Wahlbeteiligung in Deutschland von 57,5 % (1994) auf 43,0 % 
(2004) zurück ging. Vgl. Statistisches Bundesamt (2004), Abschnitt 4. 
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Während die bisherigen Ausführungen die Entmachtung des staatlichen Machtmonopols 

belegen, wird die Bildung übernationaler Harmonisierungskartelle wie der EU durch eine 

freiwillige Aufgabe nationalstaatlicher Kompetenzen zugunsten einer Kartellorganisation be-

gleitet. Das Ende eines nationalstaatlichen Machtbegriffes dürfte zumindest im Rahmen der 

EU bereits Fakt geworden sein.43 

 

5 Globalisierung und die Entmonopolisierung nationalstaatlicher Politik 

Parallel und zugleich als Antwort auf die innerstaatlichen Krisen der Nationalstaaten hat 

sich mit Beginn der 80er Jahre ein ökonomisch-politischer Prozess der Globalisierung entwi-

ckelt.44 Seine Kennzeichen sind ein säkularer Trend zur Überwindung von Raum und Zeit. 

Begleitet von informations- und kommunikationstechnologischen Entwicklungen haben sich 

die Kosten und die Zeit zur Raumüberwindung auf ein Bruchteil reduziert. Das Ergebnis be-

steht in einem Abbau der Marktsegmentierungen bei vollständig integrierten Volkswirtschaf-

ten im Weltmaßstab.45 Die politischen Grenzen verlieren immer mehr den Charakter ökono-

mischer Barrieren. In der Folge wächst die Verflechtung durch eine Zunahme des internatio-

nalen Handels, der Direktinvestitionen und der Arbeitskräftewanderung. 

Dabei sind die mit der Globalisierung verbundenen Phänomene durchaus nicht neu, son-

dern begleiten seit eh und je den internationalen Freihandel.46 Neu sind jedoch die Dynamik, 

die Welt umspannende Reichweite sowie die Durchdringung fast aller Bereiche des gesell-

schaftlichen und privaten Lebens. Die Intensität des Wandels und die notwendigen Anpas-

sungsprozesse haben hierdurch eine andere Qualität bekommen. Der Schutz bislang dem 

Wettbewerb entzogener Rückzugnischen entfällt, da die Kosten hierfür offensichtlich werden 

und die hierdurch Belasteten Zugang zu neu erschlossenen, günstigeren Alternativen bekom-

men. Die in Deutschland und Europa seit den 80er Jahren stattfindende Deregulierung wichti-

ger volkswirtschaftlicher Sektoren wie Telekommunikation, Energie, Verkehr sowie Banken 

und Versicherungen und die Privatisierung ehemals staatlicher Produktionen geben Beispie-

le.47 

                                                 
43  Zur Krise der nationalstaatlichen Macht vgl. allgemein bei Guéhenno (1994), S. 30 f. und S. 40. 
44  Vgl. hierzu und zur Abgrenzung des Begriffes der Globalisierung Beck (1999), S. 29; Friedrichs (1997), 

S. 3 f.; Rohleder (2004), S. 51 ff. 
45  Vgl. Schäfer (1999), S. 9 ff. 
46  Vgl. hierzu auch Rohleder (2004), S. 53 und Friedrichs (1997), S. 4. 
47  Vgl. Schäfer (1999), S. 13. Soweit inländische Sektoren durch staatliche Regulierungen geschützt werden, 

zu gleicher Zeit aber der Marktzugang für ausländische Anbieter durch Liberalisierungen der Welthan-
delsorganisation (WTO) oder der EU geöffnet wird, entsteht eine Inländerdiskriminierung mit entspre-
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Die mit der Globalisierung verbundene Totalität wettbewerblicher Prozesse schließt einen 

monopolistischen Systemwettbewerb mit ein, bei dem Staaten mit unterschiedlichen institutio-

nellen Arrangements um den Zustrom mobiler Faktoren – Direktinvestitionen, Finanzkapital, 

hochqualifizierte Arbeitskräfte – werben, um die Produktivität ihrer immobilen Ressourcen – 

zumeist gering oder fehlqualifizierte sowie anderweitig regional gebundene Arbeitskräfte – zu 

steigern. Die hiermit einhergehende „Entmonopolisierung der Handlungsmöglichkeiten nati-

onalstaatlicher Politik“48 beruht auf einem doppelten Wirkungszusammenhang. Zum einen 

sinken die Kosten der Exit-Option der mobilen Faktoren, zum anderen stärken die Alternati-

ven der Abwanderung das Drohpotenzial und damit die Wirksamkeit der Voice-Option.49 In 

der Umkehrung verteuert sich die Loyalitäts-Option dieser Faktoreigentümer, indem deren 

Alternativkosten steigen. Die Wahrnehmung von Wahlmöglichkeiten beinhaltet eine instituti-

onelle Arbitrage unter Ausnutzung der Standortfaktoren der jeweiligen Systeme.50 

Die aus der Kartelltheorie bekannte Instabilität lässt sich auch auf die Harmonisierungs-

kartelle übertragen. Hohe Einigungskosten der Mitglieder, bedingt durch unterschiedliche 

Standortbedingungen, Faktorausstattungen, politische Ziele und innerstaatliche Widerstände 

benachteiligter Wirtschaftssektoren und Faktoreigentümer, das Ausscheren einzelner Mit-

gliedstaaten sowie ein zunehmender Außenseiterwettbewerb ungebundener Staaten führen 

langfristig zu einem Zerfall dieser politischen Kartelle. 

Endet dieser monopolistische Systemwettbewerb in einem vielfach beschworenen ‚race to 

the bottom’, verbunden mit sinkenden Steuereinnahmen, abnehmender gestaltender Staatstä-

tigkeit und wegfallenden Umverteilungsspielräumen?51 Die Antwort fällt differenziert aus: 

Einerseits bestehen Aktionsspielräume, um unterschiedliche institutionelle Arrangements ge-

mäß den Wünschen und Erfordernissen vorrangig der mobilen Faktoreigentümer anzubieten. 

Diese bestehen aus einer Kombination eines Steuer-(Einnahme-)Systems, einem hiermit fi-

nanzierten staatlichen Leistungsangebot sowie einem bedarfsgerechten Regulierungs- und 

Ordnungsrahmen. Die Treffgenauigkeit der Präferenzen und die Akzeptanz dieser Kombina-

tion erlaubt den staatlichen Anbietern die Ausnutzung eines monopolistischen Steuer-(Preis-

)setzungsspielraumes, indem die Bürger und alle mobilen Faktoren sich diesem Rechtsrahmen 

                                                                                                                                                         
chenden Anreizen einer Deregulierung. Siehe hierzu aktuell die Reform der deutschen Handwerksord-
nung. Vgl. auch Meyer (2004), S. 180 f. 

48  Schäfer (1999), S. 11. 
49  Vgl. Tiebout (1956); Hirschmann (1970). 
50  Vgl. Schäfer (1999), S. 11 f. 
51  Vgl. hierzu Apolte (2001), S. 192 ff., der in diesem Zusammenhang von einem Wettbewerbsversagen 

beim Angebot öffentlicher Güter spricht. 
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freiwillig und bei Abwahl von Alternativen unterwerfen.52 Andererseits wird die Monopol-

macht durch die Attrahierungskraft konkurrierender institutioneller Arrangements begrenzt.53 

Es besteht ein fortwährender Druck hinsichtlich präferenzgerecht und effizient erstellter 

Standortbedingungen. 

Eine Konvergenz im Sinne eines ‚race to the bottom’ ist somit nicht zu erwarten und auch 

empirisch nicht belegt.54 Vielmehr besteht eine Arbitrage bedingte Harmonisierungstendenz, 

die sich jedoch durch eine gewisse Vielfalt der institutionellen Rahmenbedingungen aus-

zeichnen wird. Insbesondere dürften innovative Freiräume genutzt werden, um mobile Res-

sourcen anzuziehen.55 

Der pessimistisch anmutenden These von Guéhenno: „Das Ende der Nation bringt den 

Tod der Politik mit sich“56, kann nach dieser Analyse nicht gefolgt werden. Zwar hat die Glo-

balisierung zu einer Entmachtung der Politik in weiten Bereichen geführt, vornehmlich in der 

Umverteilungs- und Sozialpolitik.57 Dies jedoch nur in dem Umfang, wie eine die Freiheit 

beraubende und das Privateigentum missachtende Politik aufgrund der Angreifbarkeit des 

staatlichen Machtmonopols unter diesen neuen Umständen nur sehr begrenzt und kurzfristig 

möglich sein wird. Gegenüber der derzeit gerade im europäischen Rahmen noch vorherr-

schenden ex-ante Harmonisierung im Rahmen von Politik-Kartellen stellt dieser Politik-

Wettbewerb allerdings einen Freiheit- und Effizienzgewinn für die politischen Akteure und 

die betroffenen Bürger dar. Ob allerdings die Nationalstaaten in traditioneller Form die Träger 

dieser Politik sein werden und ob die Formen derzeit praktizierter Demokratie zur Ausübung 

dieser ‚neuen’ Politik geeignet und überlebensfähig sind, wird im folgenden Abschnitt unter-

sucht. 

 

6 Die Wiedererlangung der kollektiven Rationalität 

6.1 Sezessionsrecht und Demokratiereform 

Eine hohe Zeitpräferenzrate verbunden mit einem kurzen Zeithorizont und geringen 

Wachstumsraten, die Verdünnung privater Eigentumsrechte durch staatliche Eingriffe und der 
                                                 
52  Vgl. auch Prosi (1991), S. 116 f. 
53  Schäfer (1999), S. 10 f. spricht in diesem Zusammenhang von Null/Eins-Entscheidungen, die die mobilen 

Faktoreigentümer treffen: Stilllegungen, Kapazitätserweiterungen, Standortverlagerungen, Migration. 
Diese Entscheidungen mit langfristigem Planungshorizont sind von der Anwendung des Marginalkriteri-
ums in der kurzen Frist zu unterscheiden. 

54  Vgl. Straubhaar (1997) sowie Huber (1997). 
55  Vgl. Schäfer (1999), S. 12. 
56  Guéhenno (1994), S. 39. 
57  Dieser Aspekt wird im folgenden, letzten Abschnitt thematisiert. 
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die Freiheit und das Selbstbestimmungsrecht von Minderheiten verletzende Zwang demokra-

tisch legitimierter Mehrheitsentscheidungen gefährden die Überlebensfähigkeit westlich-

demokratischer Wohlfahrtsstaaten, auch und gerade in der Konkurrenz mit den institutionel-

len Arrangements aufstrebender Volkswirtschaften.  Die Überwindung der Rationalitätenfal-

len58 und die Wiedererlangung der kollektiven Rationalität durch eine grundlegende Neuord-

nung der politischen Ordnungsstrukturen stehen deshalb als Zielsetzung.59 

Das gravierende Steuerungsdefizit des demokratischen Modells besteht in Mängeln der 

Ausübung der Exit-Voice-Option. Da die Voice-Option einzelner Bürger von hohen sozialen 

Nutzenstiftungen begleitet sein kann, die Ausübung des Widerspruches aber hohe private 

Kosten erfordert, versagt dieser Mechanismus weitgehend und bewirkt die Loslösung der po-

litischen Klasse vom Wählerwillen im Sinne der Principal Agent-Problematik. Zugleich ver-

hindern soziale Bindungen, Sprache und Kultur sowie die sozialen Sicherungssysteme die 

Wahrnehmung der Exit-Option im Sinne einer Abwanderung unzufriedener Bürger.60 Wie in 

Abschnitt 3 gezeigt, bleibt die durchaus Wirkung zeigende, allerdings zumeist illegale und auf 

eine Steuervermeidung abzielende ‚Immigration nach innen’. 

Zur Stärkung der Exit-Option müsste das Recht auf friedliche Sezession verfassungsrecht-

lich garantiert sein.61 Das territoriale Zwangsmonopol des Zentralstaates wäre damit angreif-

bar. Die Opting-Out-Option könnte der Beginn einer auf dezentral-föderativer Basis beruhen-

den, neuen freiwilligen Integration bedeuten. Die Integration müsste keinesfalls vollständig 

sein, sondern könnte sich auf bestimmte Belange beschränken. Sowohl bilaterale Kooperatio-

nen wie auch eine unilaterale Zusammenarbeit wären vorstellbar. Zwangsmitgliedschaften 

hätten generell zu entfallen.62 Das Ergebnis wäre ein Geflecht von Netzwerken betreffend 

unterschiedlicher politischer Problemstellungen mit dem jeweils optimalen Integrations-

                                                 
58  Zum Begriff der Rationalitätenfalle vgl. Prosi (1993). 
59  Ausgeblendet wird an dieser Stelle der Ansatz, verbesserte Anreizsysteme für Politiker zu schaffen. Vgl. 

hierzu ausführlich Meyer (1998). 
60  Vgl. hierzu ausführlich Apolte (2001), S. 188 ff. Apolte sieht hinsichtlich der Funktionsfähigkeit der Exit-

Option einen entscheidenden Unterschied zum Aktionär, der zum Management des Unternehmens eben-
falls in einem Principal-Agent-Verhältnis steht. Während der Aktionär jederzeit durch den Verkauf seiner 
Anteile die Exit-Option ausüben und so das Management kontrollieren könne, unterliegt der Bürger hohen 
Abwanderungskosten, die diese Option für ihn unattraktiv macht. Apolte übersieht hierbei, dass der Ver-
kauf von Anteilen generell sinkende Kurse und somit Kapitalverluste, also auch hohe Abwanderungskos-
ten zur Folge hat. 

61  Vgl. Hoppe (2003), S. 174 f.; S. 194; S. 236 u. S. 525 f. 
62  Dies gilt bspw. für die Pflichtmitgliedschaft in den Sozialversicherungen. Nicht Pflichtmitgliedschaft, 

sondern eine Versicherungspflicht wären die liberal adäquate Lösung für die Güter der Zukunftsvorsorge. 
Als notwendig und effizient erachtete Umverteilungsmaßnahmen wären über das Steuersystem vorzu-
nehmen. 
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kreis.63 Diese Clubs könnten die traditionell staatlichen Gebietskörperschaften ersetzen, zu-

mindestens aber überlagern. Die gesellschaftlichen Beziehungen wären national entgrenzt.64 

Die immobilen Faktoren würden ihre Souveränität zurückerhalten, um mit regional differen-

zierten institutionellen Arrangements mobile Ressourcen zu attrahieren. 

Zur Stärkung der kollektiven Rationalität, der Innovationsfähigkeit und der Zukunftsori-

entierung von Entscheidungen können darüber hinaus Modifikationen im demokratischen 

Entscheidungsprozess dazu beitragen, die Voice-Option zu aktivieren. Wenngleich die Bil-

dung von föderativ-dezentralen Kollektiven die Problematik des Minderheitenschutzes bereits 

relativiert, fördern ein Verbot des Fraktionszwangs, Formen der Direktdemokratie und eine 

Abkehr von dem Prinzip ’one man - one vote’ die genannten Zielrichtungen.65 Insbesondere 

das Problem der Zukunftsorientierung ließe sich durch ein erst kürzlich im Bundestag disku-

tiertes Familienwahlrecht angehen, bei dem die Eltern das Stimmrecht für ihre nicht wahlbe-

rechtigten Kinder ausüben.66 Generell bietet ein verfassungsrechtlich stärker formulierter 

Schutz der Privatrechtsgesellschaft Sicherheit vor den vormundschaftlichen Eingriffen des 

Staates und vermeidet umgekehrt die ‚Ent-antwortung’ privaten Handelns.67 

 

6.2 Konkret erwartete Auswirkungen 

Welche Auswirkungen wird die so gewonnene Bürgersouveränität auf die Grundlinien der 

Politik haben? Als erste Änderung ist eine Umstrukturierung des bestehenden Steuersystems 

zu erwarten. Neben einem generellen Steuersenkungsdruck wird eine Lastverlagerung vom 

mobilen Faktor hin zu den immobilen Faktoren erfolgen. Da die Faktorausstattung über die 

gesamte Bevölkerung anteilig verschieden ausfällt, gehen mit dieser Verschiebung zugleich 

personelle Umverteilungswirkungen einher.68 Entgegen dem Grundsatz der Gleichmäßigkeit 

der Besteuerung würden insbesondere die direkten Steuern auf Kapitalerträge sinken. Darüber 

hinaus dürfte es generell zu einer Verschiebung hin zu den indirekten (Konsum-)Steuern 

kommen, da eine direkte Besteuerung der Wertschöpfung immer mit legalen und illegalen 
                                                 
63  Vgl. hierzu auch das Konzept von Frey u. Eichenberger (1995) zu den Functional overlapping compete-

ting jurisdictions (FOCJ). 
64  Vgl. Schäfer (1999), S. 18 f. sowie Rohleder (2004), S. 51. 
65  Vgl. v. Beyme (2003), S. 34 f.; Schmidt (2003), S. 114 ff. 
66  Vgl. Tichy (2003). 
67  Vgl. Hoppe (2003), S. 39. Neben einer Stärkung der Familie fordert Hoppe zugleich eine strenge Eltern-

haftung bezüglich der eigenen Kinder. Vgl. ders. (2003), S. 323. Eher haushaltspolitische Gründe dürfte 
die in der Durchführung der Kommunen verschärfte Praxis der Inanspruchnahme direkter Angehöriger für 
Sozialfälle innerhalb der Familie haben. 

68  Vgl. Apolte (2001), S. 194 ff, speziell S. 199. Lediglich bei anteilig identischen Faktoreinkommen würden 
keine Umverteilungseffekte auftreten, sondern lediglich Belastungswirkungen zwischen den Einkom-
mensarten stattfinden. 
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Ausweich- und Vermeidungsreaktionen verbunden ist. Elemente einer Kopfsteuer, gegebe-

nenfalls gestaffelt nach Lebenslagen, Alter etc., könnten ein zusätzliches Aufkommen ermög-

lichen.69 Überlegenswert wäre ebenfalls die Einführung einer sehr moderaten Leistungspoten-

tialsteuer, die Anreize zur Ausnutzung vorhandener Wertschöpfungspotenziale gibt, ohne 

zugleich die Attraktivität des Standorts in Frage zu stellen.70 Aus Gründen der Praktikabilität 

käme allerdings nur eine Vermögensteuer auf das Reinvermögen unter Ausschluss des Hu-

mankapitals in Betracht. Hintergrund sind Probleme einer Erfassung und Bewertung sowie 

das hierdurch gesteigerte Risiko bei Beginn einer Ausbildungsinvestition, welches die Attrak-

tivität mindern würde. 

Als zweiter Bereich wäre das Umverteilungssystem von Änderungen betroffen. Die er-

starkte Exit-Option begrenzt in Verbindung mit der Steuersenkungstendenz den zukünftigen 

Umverteilungsspielraum. Die Forderung nach einem effizienten Umverteilungssystem bein-

haltet die Beschränkung auf redistributive Maßnahmen mit rein öffentlichem Gutscharakter.71 

So steigern der soziale Friede sowie die kollektive Übernahme allgemeiner Lebensrisiken die 

Produktivität des Standortes und erfordern als nicht-rivale Güter eine kollektive Zwangsfi-

nanzierung.72 Gemäß dem Äquivalenzprinzip, das gegenüber dem Non-Affektationsprinzip 

der Besteuerung an Bedeutung gewinnen wird, werden die mobilen Faktoren eine weiterge-

hende Umverteilung nicht unterstützen. Hieraus folgt eine Privatisierung ehemals sozialer 

Risikotragung in Teilbereichen sowie eine Zunahme sozialer Diskriminierung im Ausmaß der 

Wiederherstellung privater Eigentumsrechte.73 

In dritter Konsequenz zeigt sich der abnehmende staatliche Handlungsspielraum in einer 

(Selbst-)Beschränkung beim Angebot öffentlich bereitgestellter Güter. Mit der Ausnahme 

einer in Konkurrenz zu privaten Unternehmen kostengünstigeren bzw. präferenzgerechteren 

Produktion wird sich der Staat vollständig zurückziehen, um die knappen Haushaltsmittel zu 

schonen. Vielmehr wird er sich auf die Bereitstellung öffentlicher Güter und solcher mit sehr 

hohen positiven externen Effekten beschränken. Hierzu rechnen konkret die äußere und die 

innere (Rechts-)Sicherheit, die Allgemeinbildung sowie Spezialitäten wie die Grundlagenfor-

schung, die Vorhalteleistung der Notfallrettung etc.  

                                                 
69  Der Vorschlag einer Kopfpauschale als Beitrag zur Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) käme dem 

nahe. Aufgrund der teilweise geringen Einkommen sollte die Grundpauschale nur eine geringe Höhe auf-
weisen, so dass das Aufkommen hieraus nicht sehr hoch ausfallen dürfte. 

70  Vgl. ausführlich hierzu Meyer (2001). 
71  Entsprechend der Samuelsonschen Abgrenzung würde dies die Nutzungskonkurrenz ausschließen und das 

Nichtausschließbarkeitsprinzip für das Gut ‚Umverteilung’ bedingen. 
72  Vgl. auch Schäfer (1999), S. 15. 
73  Die Ausgrenzungen und Zuzahlungen im Rahmen der GKV wären Beispiele. 
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Die Rücknahme des Staates bedeutet im Umkehrschluss eine wachsende Verantwortung 

der Privaten. Unter Beachtung ihrer schwachen, unelastischen Marktposition werden die im-

mobilen Faktoren Anstrengungen unternehmen, um im Wettbewerb um die mobilen Faktoren 

eine möglichst gute komplementäre Ausstattung mit Sachkapital sowie hochqualifiziertem 

und knappem Humankapital zu erringen, die ihrem Faktoreinsatz eine hohe Produktivität ver-

leiht. Hinzu treten die Notwendigkeit einer bedarfsgerechten Aus-, Fort- und Weiterbildung 

sowie die Bereitschaft zum Konsumverzicht, um als Arbeitnehmer Produktivkapital zu bilden 

und an der Mobilitätsrente des Kapitals zu partizipieren.74 

 

7 Fazit 

Die Krise der demokratischen Steuerung zeigt sich in der Zunahme mehrheitlich legiti-

mierter staatlicher Ansprüche auf das Eigentum Privater sowie einer mangelnden Problemlö-

sungskompetenz betreffend der Zukunftsprobleme der Gesellschaft. Als Ursachen werden ein 

unzureichender Minderheitenschutz sowie Mängel in der Wahrnehmung der Exit-Voice-

Option ausgemacht. Ein wachsender Widerstand durch Steuervermeidung und –hinterziehung 

im Innern und die Einflüsse der Globalisierung von außen gefährden die Überlebensfähigkeit 

der bestehenden Ordnungen. Soll der schmerzliche und unproduktive Umweg über das patho-

logische Lernen vermieden werden, muss die durch die Globalisierung bereits eingeleitete 

Entmonopolisierung der nationalstaatlichen Politik durch einen Umbau der demokratisch-

staatlichen Ordnungsstrukturen aktiv aufgegriffen und beantwortet werden.  

Zentrale Elemente sind eine Stärkung der Exit-Option durch ein verfassungsmäßiges 

Recht auf friedliche Sezession sowie eine Stärkung der Voice-Option durch einen verbesser-

ten Einfluss von Minderheitenpositionen im demokratischen Entscheidungsprozess. Konkrete 

Auswirkungen dieser neuen Ordnung werden sich in einem Steuerminderungsdruck, einem 

Umbau des Steuerungssystems hin zu einer Entlastung der mobilen Faktoren und einen auf 

Effizienz fokussierten Umverteilungssystem zeigen. Die zugleich erstarkte Privatrechtsgesell-

schaft wird die Freiheitsspielräume und die Verantwortung der Bürger achten, wobei die 

hiermit einhergehende soziale Diskriminierung eine durchaus erwünschte Begleiterscheinung 

darstellt. Im Sinne Guéhennos wird das Ende der Nation im traditionellen Sinne nicht den Tod 

der Politik bedeuten, jedoch die Möglichkeiten einer Diktatur der Mehrheit einschränken und 

eine Missachtung des institutionell-ökonomischen Wandels mit hohen Kosten strafen. 

 
                                                 
74  Vgl. Schäfer (1999). S. 18. 
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Abstract 

Deprivation of Policy 

 
A state portion as indicator for the range of national activities, remaining on high level of ap-

proximately 50 % of the gross domestic product, as well as the ‘dilution’ of private property 

by taxation, duties and governmental regulations mean a break with the civil law society. The 

unresolved problems of the future assurance, like those of the social security system, as well 

as partially as unsatisfactorily evaluated conditions of upbringing, education and training and 

a generally short time horizon question the problem solution authority of state and democrati-

cally organized society. Alternate strategies of mobile factors and a globalised economy also 

de-monopolise the national policy. Thereby did the end of the term ‘national power’ come? 

Can there be a democracy without nation? On the basis of the rather pessimistic theses of 

Guéhenno (1994), the author argues for a regaining of the collective rationality by an im-

provement of the exit (migration) - voice (disagreement) – options. 
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